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Anlage 1

„Runder Tisch für Jugendhilfeangebote muslimischer Vereine“

- am Beispiel des Pilotprojekts in Duisburg -

Vereinbarung einer Geschäftsordnung zwischen:

· der Stadt Duisburg, dem Jugendamt und dem Schulverwaltungsamt

· dem „Verband der Islamischen Kulturzentren e. V“ (VIKZ) in Deutschland 
· und dem Landschaftsverband Rheinland / Dezernat Jugend und Schulen
1.
Auftrag 

Der „Runde Tisch für Jugendhilfeangebote muslimischer Vereine“ stellt sich der Aufgabe, die Integration türkischer Kinder und Jugendlicher in die deutsche Gesellschaft zu fördern. Insbesondere soll die Durchführung und Initiierung integrativer Maßnahmen sichergestellt werden.

2.
Mitglieder 

Für die Stadt Duisburg sind zwei Mitglieder zu benennen (Jugendamt und Schulverwaltungsamt), für die Angebotsträger muslimischer Vereine und den Landschaftsverband Rheinland jeweils ein Mitglied. Eine Stellvertretung ist jeweils sicherzustellen.

Als weitere Mitglieder mit beratender Stimme können benannt werden: 

-
in der Kinder- und Jugendbetreuung aktive muslimische Vereine,

-
Mitglieder des RAA, „Regionale Arbeitsstelle für Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien“,

-
der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses, des Schulausschusses und des Beirates für Migration und Zuwanderung

-
sonstige Personen bzw.  Institutionen, die jugendhilfepolitisch aktiv sind.

3.
Verantwortung der muslimischen Vereine
Um das Erreichen des unter Ziffer 1 beschriebenen Auftrags zu ermöglichen, stellen die am „Runden Tisch“ beteiligten Angebotsträger muslimischer Vereine die notwendige Transparenz sicher und öffnen dementsprechend ihre Konzepte und alltäglichen Betreuungen für die Beratungen und Entscheidungen des „Runden Tisches“. 

Die Angebotsträger muslimischer Vereine sind insbesondere verpflichtet, durch Kooperation mit anderen örtlichen Jugendhilfeinstitutionen - z.B. Freizeitstätten und Jugendclubs -, mit kulturellen Angebotsträgern und mit Schulen zusammenzuarbeiten und Begegnungen mit Kindern und Jugendlichen anderer Kultur- und Religionsgemeinschaften zu ermöglichen und zu pflegen.

4.
Verantwortung der Behörden/ Ämter

Als Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben das Jugendamt und das Landesjugendamt die Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben des SGB VIII, einschließlich der Planungsverantwortung. Im Rahmen dieser Aufgaben werden die Angebote des VIKZ als Bestandteil des Sozialraums angesehen. Jugendamt, Schulverwaltungsamt und Landesjugendamt  regen an, unterstützen und begleiten  alle Maßnahmen, die geeignet sind, die Integration der türkischen Schüler in die Gesellschaft zu fördern, insbesondere 

-
Kooperationen zwischen Vereinen und Institutionen türkischer und deutscher kultureller sowie religiöser Zugehörigkeit

-
Kooperationen mit anderen örtlichen Jugendhilfeeinrichtungen

5.
Aufgabenwahrnehmung 

5.1
Insbesondere folgende Integrationsmaßnahmen werden initiiert, begleitet und ausgewertet:

· Teilnahme an Angeboten freier und öffentlicher Jugendhilfeträger,

· Teilnahme an schulischen Angeboten, 

· Teilnahme an sportlichen Angeboten, z.B. in Vereinen,

-
Teilnahme an kulturellen Angeboten, z.B. VHS in Bezug auf Sprachkurse  sowie Theaterbesuche, 

· Maßnahmen der Öffnung nach außen wie „Tag der offenen Tür“,

· Fortbildungen für soziale Fachkräfte und Lehrer über Probleme türkischer Kinder und Jugendlicher,

· Beteiligung an Stadtteilaktionen und Veranstaltungen,

· Diskussionsrunden für Bürger und Nachbarn,

5.2
Der „Runde Tisch“ nimmt seine Aufgaben in der Weise wahr,

· dass gemeinsame Ziele beschrieben werden,

· einzelne Maßnahmen zur Zielerreichung festgelegt und für deren Erledigung Verantwortliche benannt werden  

· und Ergebnisse im Sinne einer Erfolgskontrolle festgehalten werden. 

Gleichzeitig wird dadurch der Landschaftsverband Rheinland in der nach 

§ 45 SGB VIII bestehenden Aufsicht unterstützt und dessen Vor- Ort- Prüfungen in den Einrichtungen mit wichtigen Zusatzinformationen unterstützt. 

6.
Entscheidungsfindung, Organisatorisches

6.1
Entscheidungen werden mehrheitlich getroffen.

6.2
Für die organisatorische Begleitung der Sitzungen, die mindestens halbjährlich stattfinden, liegt die Federführung beim Jugendamt und beim Landschaftsverband Rheinland, die sich in dieser Funktion abwechseln. Es werden im übrigen Ergebnisprotokolle gefertigt.

7.
Vertrauensvolle Zusammenarbeit

Die Mitglieder verpflichten sich zu vertrauensvoller Zusammenarbeit.

Die vertrauliche Behandlung  interner Informationen wird gewährleistet.
